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Es erlassen auf Grund von

1. Art.  43 Abs.  7, Art.  44 Abs.  2 Sätze  1,  2  und  4, 
Abs. 3, 4 Satz 7 und Abs. 5, Art. 45 Abs. 3, Art. 106 
Abs.  1 Satz  1 des Bayerischen Hochschulgeset-
zes (BayHSchG) vom 23. Mai 2006 (GVBl S. 245, 
BayRS 2210-1-1-WFK), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 9. Juli 2012 (GVBl S. 339),

das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst, soweit erforderlich 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus,

2. Art. 43 Abs. 7 und 8, Art. 106 Abs. 1 Satz 2 BayHSchG

das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst,

folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Qualifi kation für ein Stu-
dium an den Hochschulen des Freistaates Bayern und 
den staatlich anerkannten nichtstaatlichen Hochschu-
len (Qualifi kationsverordnung – QualV) vom 2. Novem-
ber 2007 (GVBl S. 767, BayRS 2210-1-1-3-UK/WFK), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 7. August 2012 
(GVBl S. 423), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In § 28 wird das Wort „Fachhochschule“ 
durch die Worte „Hochschule für angewandte 
Wissenschaften“ ersetzt.

b)  In § 29 wird das Wort „Fortbildungsprüfung“ 
durch die Worte „Fort- oder Weiterbildungs-
prüfung“ ersetzt.

2. In § 1 Abs. 4 Halbsatz 2 werden die Worte „das 
erste Hauptfach“ durch die Worte „eines der zwei 
Hauptfächer“ ersetzt. 

3. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. Sportstudiengänge mit dem Abschluss 
Bachelor, es sei denn sportpraktische Fä-

higkeiten sind für das Studium des Stu-
diengangs von weit untergeordneter Be-
deutung;“.

b) In Abs. 2 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 wird jeweils 
die Zahl „18“ durch die Zahl „36“ ersetzt.

4. § 21 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach den Worten „§ 74 Abs. 3“ werden die 
Worte „Satz 1 Halbsatz 2“ eingefügt. 

b) Nach den Worten „GVBl S. 590,“ werden die 
Worte „ber. S. 906,“ eingefügt.

c) Das Wort „Gymnasiums“ wird durch die Wor-
te „neunjährigen Gymnasiums oder über den 
Besuch der Jahrgangsstufe 11 eines öffentli-
chen oder staatlich anerkannten achtjährigen 
Gymnasiums“ ersetzt.

5. § 26 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Zuständige Stelle im Sinn von Abs. 1 Satz 1 
ist die Zeugnisanerkennungsstelle, im Rahmen 
des Zulassungs- und/oder Immatrikulations-
verfahrens die jeweilige Hochschule; in Zwei-
felsfällen ist die Zeugnisanerkennungsstelle 
zu beteiligen.“ 

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

6. In § 28 wird jeweils in der Überschrift und im 
Wortlaut das Wort „Fachhochschule“ durch die 
Worte „Hochschule für angewandte Wissenschaf-
ten“ ersetzt.

7. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Fortbil-
dungsprüfung“ durch die Worte „Fort- oder 
Weiterbildungsprüfung“ ersetzt.

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird nach dem Wort „Meisterprü-
fung“ das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt.

bb) Nr. 2 erhält folgende Fassung:
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„2. Zeugnis über die bestandene, nach 
§§ 53, 54 des Berufsbildungsgesetzes 
oder §§ 42, 42a der Handwerksord-
nung abgelegte berufl iche Fortbil-
dungsprüfung, deren vorbereitender 
Lehrgang einen Stundenumfang von 
mindestens 400 Stunden umfasst,“.

cc) In Nr. 3 wird der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt.

dd) Es werden folgende Nrn. 4 und 5 ange-
fügt:

„4. Zeugnis über den bestandenen Fort-
bildungsabschluss an einer Verwal-
tungs- und Wirtschaftsakademie, 
wenn die Prüfungsordnung staatlich 
genehmigt ist und/oder ein Staats-
kommissär an den Prüfungen mit-
wirkt und die Fortbildung einen 
Stundenumfang von mindestens 400 
Stunden umfasst, oder

  5. Zeugnis über die bestandene Prüfung 
zum Verwaltungsfachwirt oder zur 
Verwaltungsfachwirtin oder die be-
standene Fachprüfung II an der Baye-
rischen Verwaltungsschule.“

c) In Abs. 2 Nr. 1 werden nach der Zahl „3“ die 
Worte „bis 5“ eingefügt.

d) Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird durch folgende Nrn. 2 
und 3 ersetzt:

„2. ein Zeugnis über eine bestandene Fort- 
oder Weiterbildungsprüfung nach einer 
landesrechtlichen Fort- oder Weiterbil-
dungsregelung für Berufe im Gesund-
heitswesen sowie im Bereich der sozial-
pfl egerischen und sozialpädagogischen 
Berufe, deren vorbereitender Lehrgang 
einen Stundenumfang von mindestens 
400 Stunden umfasst, oder

  3. ein Zeugnis über eine nach den Empfeh-
lungen der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft e.V. durchgeführte bestandene 
Weiterbildungsprüfung, deren vorberei-
tender Lehrgang einen Stundenumfang 
von mindestens 400 Stunden umfasst; die 
Weiterbildungsstätte muss von der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft e.V.  an-
erkannt sein.“

8. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Das Einvernehmen ist nicht erforderlich 
für zeitweiliges Aussetzen, unverändertes 
Wiedereinsetzen sowie gänzliches Auf-
heben eines Eignungsfeststellungsver-
fahrens; in diesen Fällen zeigt die Hoch-
schule dies dem Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst bzw. 
dem Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus lediglich an.“

b) In Abs. 2 Satz 1 einleitender Satzteil werden 
nach den Worten „in der“ die Worte „neben den 
Gründen für dessen Einführung“ eingefügt.

9. In § 36 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:

„(3) Für andere, nicht in Abschnitt 2 genannte 
künstlerische Studiengänge kann die Hochschule 
durch Satzung neben der Eignungsprüfung den 
Vorbildungsnachweis nach Art. 43 Abs. 1 oder 
Art. 45 BayHSchG und weitere Vorbildungsnach-
weise fordern.

(4) Zuständige Stelle im Sinn von § 11 Abs. 1 
Satz 1 und § 26 Abs. 1 Satz 1 ist bei Hochschulen, 
die noch nicht über die dauerhafte staatliche An-
erkennung verfügen, die Zeugnisanerkennungs-
stelle.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2013 in Kraft.

München, den 6. Februar 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang  H e u b i s c h ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang H e u b i s c h  
Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Spaenle 
Staatsminister
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Auf Grund des Art. 106 Abs. 2 Satz 1 des Baye-
rischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 
2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210-1-1-WFK), zuletzt ge-
ändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 (GVBl 
S. 339), erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung über abweichende Regelungen 
vom Bayerischen Hochschulgesetz an der Techni-
schen Universität München vom 15. Juni 2007 (GVBl 
S.  394, BayRS 2210-2-10-WFK), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 12. Januar 2012 (GVBl S. 23), 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird der Klammerzusatz „(Abwei-
chungsverordnung TU München – TUMAbwV)“ 
angefügt.

2. § 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Abweichend von Art. 25 Abs. 1 Satz 1 BayHSchG 
gehört dem Senat zusätzlich der Sprecher des 
Doktorandenkonvents der TUM Graduate School 
als Mitglied der Gruppe der wissenschaftlichen 

und künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen ohne Stimmrecht an.“

3. In § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 werden die Worte „der 
Vertreter oder die Vertreterin“ durch die Worte 
„die zwei Vertreter oder Vertreterinnen“ ersetzt.

4. In § 11 Satz 2 wird die Zahl „2013“ durch die Zahl 
„2019“ ersetzt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2013 in 
Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 4 am 1. März 
2013 in Kraft.

(3) Die Hochschulwahlen im Sommersemester 2013 
sind unter Berücksichtigung von § 1 durchzuführen.

München, den 6. Februar 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang  H e u b i s c h ,  Staatsminister

2210-2-10-WFK

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über abweichende Regelungen  
vom Bayerischen Hochschulgesetz  

an der Technischen Universität München

Vom 6. Februar 2013Vom 6. Februar 2013 (GVBl S. 55)

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang H e u b i s c h 
Staatsminister
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Auf Grund des Art. 106 Abs. 2 Satz 1 des Baye-
rischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 23. Mai 
2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210-1-1-WFK), zuletzt ge-
ändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 (GVBl 
S. 339), erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung über abweichende Regelungen 
vom Bayerischen Hochschulgesetz an der Universi-
tät Augsburg vom 23. Mai 2007 (GVBl S. 364, BayRS 
2210-2-18-WFK) wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift wird der Klammerzusatz „(Abwei-
chungsverordnung Uni Augsburg – UniAUGAbwV)“ 
angefügt.

2. § 4 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. fünf Vertreter oder Vertreterinnen der 
Gruppe der Hochschullehrer und Hoch-
schullehrerinnen; drei dieser Vertreter 
oder Vertreterinnen werden wie folgt 
bestimmt: die Katholisch-Theologische 
Fakultät bildet mit der Philosophisch-So-
zialwissenschaftlichen Fakultät und der 
Philologisch-Historischen Fakultät, die 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät mit 
der Juristischen Fakultät und die Mathe-
matisch-Naturwissenschaftliche Fakultät 
mit der Fakultät für Angewandte Infor-
matik jeweils einen Wissenschaftsbereich 
und jeder dieser Wissenschaftsbereiche 
entsendet jeweils einen gewählten Ver-
treter oder eine gewählte Vertreterin in 
die Erweiterte Universitätsleitung,“.

 
b) In Nr. 6 werden die Worte „ein Vertreter oder 

eine Vertreterin“ durch die Worte „zwei Ver-
treter oder Vertreterinnen“ ersetzt.

c) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Die Stimmabgabe erfolgt getrennt für die 
Vertreter oder Vertreterinnen der Wissen-
schaftsbereiche nach Nr. 3 Halbsatz 2 und die 
weiteren Vertreter und Vertreterinnen nach 
Nr. 3.“

3. § 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „drei“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt.

b) Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der 
Gruppe der Studierenden (§ 4 Abs.1 Satz1 
Nr. 6) und“.

c) In Nr. 5 wird das Wort „sechs“ durch das Wort 
„neun“ ersetzt.

4. In § 9 Satz 2 wird die Zahl „2013“ durch die Zahl 
„2021“ ersetzt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2013 in 
Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 4 am 1. März 
2013 in Kraft.

(3) Die Hochschulwahlen im Sommersemester 
2013 sind unter Berücksichtigung von § 1 durchzu-
führen.

München, den 6. Februar 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang  H e u b i s c h ,  Staatsminister

2210-2-18-WFK

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über abweichende Regelungen  
vom Bayerischen Hochschulgesetz  

an der Universität Augsburg

Vom 6. Februar 2013

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang H e u b i s c h 
Staatsminister

Vom 6. Februar 2013 (GVBl S. 56)
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II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien 
für Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst

2235.1.1.5-UK

Erwerb von Latein- bzw. Griechischkenntnissen – 
Gesamtüberblick

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Unterricht und Kultus

vom 20. Dezember 2012 Az.: VI.3-5 S 5510-6.133 551

1.	 Definition

Hinsichtlich des Nachweises von Sprachkennt-
nissen in Latein bzw. Griechisch sind folgende 
 Niveaustufen zu unterscheiden:

– Latinum bzw. Graecum,

– Ausreichende Kenntnisse in Latein bzw. Grie-
chisch für Studierende der Katholischen bzw. 
Evangelischen Theologie,

– Gesicherte Kenntnisse in Latein (Kleines Lati-
num) bzw. Griechisch,

– Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch.

Jede der genannten Niveaustufen für Sprachkennt-
nisse in Latein bzw. Griechisch schließt die jeweils 
nachgenannten Niveaustufen ein.

1.1 Latinum bzw. Graecum

1.1.1 Mit der Zuerkennung des Latinums wird gemäß 
Beschluss der Kultusministerkonferenz der Länder 
(„Vereinbarung über das Latinum und das Grae-
cum“ vom 22. September 2005) die Fähigkeit be-
stätigt, lateinische Originaltexte im sprachlichen 
Schwierigkeitsgrad inhaltlich anspruchsvollerer 
Cicero-Stellen in Inhalt, Aufbau und Aussage zu 
erfassen. Der Nachweis des Latinums schließt den 
Nachweis Ausreichender Kenntnisse in Latein für 
Studierende der Katholischen bzw. Evangelischen 
Theologie, den Nachweis gesicherter Kenntnisse in 
Latein (Kleines Latinum) sowie den Nachweis von 
Kenntnissen in Latein ein.

1.1.2 Mit der Zuerkennung des Graecums wird gemäß 
Beschluss der Kultusministerkonferenz der Län-
der („Vereinbarung über das Latinum und das 
Graecum“ vom 22. September 2005) die Fähigkeit 
 bestätigt, griechische Originaltexte im sprach-
lichen Schwierigkeitsgrad inhaltlich anspruchs-
vollerer Platon-Stellen in Inhalt, Aufbau und Aus-
sage zu erfassen. Der Nachweis des Graecums 
schließt den Nachweis Ausreichender Kenntnisse 
in Griechisch für Studierende der Katholischen 
bzw. Evangelischen Theologie, den Nachweis 
gesicherter Kenntnisse in Griechisch sowie den 
Nachweis von Kenntnissen in Griechisch ein.

1.2 Ausreichende Kenntnisse in Latein bzw. Grie-
chisch für Studierende der Katholischen bzw. 
Evangelischen Theologie

Mit der Zuerkennung Ausreichender Kenntnis-
se in Latein bzw. Griechisch für Studierende 
der Katholi schen bzw. Evangelischen Theologie 
wird die  Fähigkeit bestätigt, für das Studium der 
 Katholischen bzw. Evangelischen Theologie rele-

vante  lateinische bzw. griechische Originaltexte 
in  Inhalt, Aufbau und Aussage zu erfassen. Der 
Nachweis Ausreichender Kenntnisse in Latein bzw. 
Griechisch für Studierende der Katholischen bzw. 
Evangelischen Theologie schließt den Nachweis 
 gesicherter Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) 
bzw. Griechisch sowie den Nachweis von Kennt-
nissen in Latein bzw. Griechisch ein.

1.3 Gesicherte Kenntnisse in Latein (Kleines Lati-
num) bzw. Griechisch

1.3.1 Mit der Zuerkennung gesicherter Kenntnisse 
in  Latein (Kleines Latinum) wird die Fähigkeit 
 bestätigt, lateinische Originaltexte im sprachlichen 
Schwierigkeitsgrad inhaltlich einfacherer Prosa-
textstellen (z. B. Cäsar, Nepos) in Inhalt, Aufbau 
und Aussage zu erfassen. Der Nachweis gesicher-
ter Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) schließt 
den Nachweis von Kenntnissen in Latein ein.

1.3.2 Mit der Zuerkennung gesicherter Kenntnisse in 
Griechisch wird die Fähigkeit bestätigt, griechi-
sche Originaltexte im sprachlichen Schwierig-
keitsgrad inhaltlich einfacherer Prosatextstellen 
(z. B. Xenophon) in Inhalt, Aufbau und Aussage zu 
erfassen. Der Nachweis gesicherter Kenntnisse in 
Griechisch schließt den Nachweis von Kenntnissen 
in Griechisch ein.

1.4 Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch

1.4.1 Mit der Zuerkennung von Kenntnissen in Latein 
wird die Fähigkeit bestätigt, Texte, wie sie üb-
licherweise nach drei Jahren Unterricht in der 
ersten oder zweiten Fremdsprache Latein in den 
vom Staatsministerium genehmigten Lehrbüchern 
zu finden sind, in Inhalt, Aufbau und Aussage zu 
erfassen.

1.4.2 Mit der Zuerkennung von Kenntnissen in Grie-
chisch wird die Fähigkeit bestätigt, Texte, wie 
sie üblicherweise nach zwei Jahren Unterricht in 
der dritten Fremdsprache Griechisch in den vom 
Staatsministerium genehmigten Lehrbüchern zu 
finden sind, in Inhalt, Aufbau und Aussage zu er-
fassen.

2. Nachweis des Latinums bzw. Graecums

2.1 Möglichkeiten des Nachweises

2.1.1 Schülerinnen und Schüler öffentlicher oder staat-
lich anerkannter Gymnasien sowie Schülerinnen 
und Schüler des Abendgymnasiums und des Kol-
legs weisen das Latinum bzw. Graecum in der 
 Regel über den Pflichtunterricht bzw. eine Fest-
stellungsprüfung an ihrer Schule nach.

2.1.2 Bewerberinnen und Bewerber, die das Latinum 
bzw. Graecum nicht als Schülerinnen und Schüler 
erworben haben, können sich zum Nachweis des 
Latinums bzw. Graecums an einem öffentlichen 
Gymnasium, an dem Pflichtunterricht in Latein 
bzw. Griechisch angeboten wird, einer Ergän-
zungsprüfung gemäß § 96 GSO unterziehen, sofern 
sie in Bayern ihren Wohnsitz haben oder an einer 
 bayerischen Hochschule immatrikuliert sind.
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2.2 Anforderungen

Für den Nachweis des Latinums bzw. Graecums 
ist die unter Nr. 1.1.1 bzw. 1.1.2 definierte Fähig-
keit durch eine sachlich richtige Übersetzung in 
angemessenes Deutsch sowie beim Erwerb über 
eine Feststellungs- bzw. Ergänzungsprüfung zu-
sätzlich durch eine vertiefende Interpretation im 
mündlichen Teil der Feststellungs- bzw. Ergän-
zungsprüfung nachzuweisen. Hierzu werden 
 Sicherheit in der für die Texterschließung notwen-
digen Formenlehre und Syntax, ein ausreichender 
Wortschatz und die erforderlichen Kenntnisse aus 
den Bereichen der römischen bzw. griechischen 
Politik, Geschichte, Philosophie und Literatur vor-
ausgesetzt, wie sie etwa in den „Grundkenntnis-
sen Latein“ bzw. „Grundkenntnissen Griechisch“ 
zusammengefasst sind, die auf der Homepage des 
Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsfor-
schung (www.isb.bayern.de) eingesehen werden 
können.

2.3 Nachweis des Latinums bzw. Graecums für Schü-
lerinnen und Schüler des Gymnasiums

2.3.1 Nachweis	des	Latinums	über	den	Pflichtunterricht

Schülerinnen und Schüler öffentlicher und staat-
lich anerkannter Gymnasien, die Latein als erste 
bzw. zweite Fremdsprache ab Jahrgangsstufe 5 
bzw. 6 erlernt haben, haben das Latinum nachge-
wiesen, wenn sie im Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 10 im Fach Latein mindestens die Note „aus-
reichend“ erzielen. Der Nachweis des Latinums gilt 
in diesem Fall unbeschadet davon, ob das Klassen-
ziel der Jahrgangsstufe 10 erreicht wurde.

2.3.2 Nachweis des Latinums über eine Feststellungs-
prüfung

2.3.2.1 Das Latinum kann von Schülerinnen und Schülern 
öffentlicher oder staatlich anerkannter Gymna sien 
über eine Feststellungsprüfung nachgewiesen 
werden, sofern sie Latein nach Jahrgangsstufe 9 
ab legen oder kein Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 10 erhalten.

2.3.2.2 Die Feststellungsprüfung findet in der Regel am 
Ende des Schuljahres statt. Über Ausnahmen ent-
scheidet die Schulleiterin bzw. der Schulleiter.

2.3.2.3 An der Feststellungsprüfung können teilnehmen:

– Schülerinnen und Schüler, die Latein gem. An-
lage 2 Fußnote 7 GSO in der Jahrgangsstufe 10 
durch eine neu einsetzende spät beginnende 
Fremdsprache ersetzen;

– Schülerinnen und Schüler, die in oder während 
Jahrgangsstufe 10 zum Schulbesuch im Ausland 
beurlaubt sind und daher kein Jahreszeugnis der 
Jahrgangsstufe 10 erhalten, sofern sie nicht be-
absichtigen, Latein nach der Rückkehr aus dem 
Ausland weiter zu belegen. In diesem Fall kann 
mit Genehmigung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters die Feststellungsprüfung auch vor 
dem Antritt des Auslandsaufenthaltes abgehal-
ten werden. Die Schülerinnen und Schüler sind 
über die Möglichkeit der Feststellungsprüfung 
rechtzeitig zu informieren.

– Schülerinnen und Schüler, die nach Jahrgangs-
stufe 9 das Gymnasium verlassen, an eine andere 
Schulart übertreten oder in die Berufsausbildung 

eintreten; in diesem Fall ist darauf zu achten, 
dass die Feststellungsprüfung vor dem Verlassen 
des Gymnasiums abgehalten wird.

2.3.2.4 Nicht zugelassen zur Feststellungsprüfung sind 
Schülerinnen und Schüler, die im Jahreszeugnis 
der Jahrgangsstufe 9 im Fach Latein eine schlech-
tere Note als „ausreichend“ erzielen. Nicht zuge-
lassen sind weiterhin Schülerinnen und Schüler, 
die während des ersten Schulhalbjahres der Jahr-
gangsstufe 10 zum Schulbesuch ins Ausland be-
urlaubt werden und aufgrund der Teilnahme am 
Unterricht im zweiten Schulhalbjahr ein Jahres-
zeugnis der Jahrgangsstufe 10 erhalten.

2.3.2.5 Durchführung der Feststellungsprüfung:

Die Feststellungsprüfung ist grundsätzlich schrift-
lich und mündlich abzulegen. Schriftlicher und 
mündlicher Teil werden im Verhältnis 2:1 gewich-
tet. Bei der Bildung der Gesamtnote für die Lati-
numsprüfung sind die Teilnote für die schriftliche 
und Teilnote für die mündliche Leistung zugrun-
de zu legen. Die Prüfung ist bestanden, wenn die 
Gesamtnote „ausreichend“ oder besser lautet und 
in der schriftlichen und der mündlichen Prüfung 
jeweils mindestens die Note „mangelhaft“ erreicht 
wurde.

Die auf eine ganze Zahl gerundete Gesamtnote für 
die in Jahrgangsstufe 9 erbrachten kleinen Leis-
tungsnachweise zählt auf Antrag als mündlicher 
Teil der Feststellungsprüfung. Ansonsten ist eine 
eigene mündliche Prüfung über den Stoff der Jahr-
gangsstufe 9 sowie Grundkenntnisse abzuhalten.

Die mündliche Prüfung dauert 20 Minuten, die 
Vorbereitungszeit 30 Minuten. Grundlage der 
mündlichen Prüfung ist ein lateinischer Text im 
Umfang von etwa 50 Wörtern, dessen Schwierig-
keit den unter 1.1.1 genannten Anforderungen 
entspricht. Für Schülerinnen und Schüler, die 
aufgrund einer Beurlaubung zum Schulbesuch im 
Ausland oder anderer Umstände wie z. B. Wechsel 
der Schulart kein Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 10 erhalten, entscheidet die Schulleitung da-
rüber, ob für den Ersatz des mündlichen Teils der 
Feststellungsprüfung eine hinreichende Anzahl 
von kleinen Leistungsnachweisen aus Jahrgangs-
stufe 9 bzw. 10 (abhängig vom Beginn des Aus-
landsaufenthaltes) vorliegt oder ob eine mündliche 
Prüfung abzuhalten ist.

Die schriftliche Prüfung besteht aus der Überset-
zung eines lateinischen Originaltextes, die Bear-
beitungszeit beträgt 90 Minuten. Der schriftlichen 
Prüfung (ca. 110 lateinische Wörter) ist der Schwie-
rigkeitsgrad einer inhaltlich anspruchsvolleren 
Cicero-Stelle zugrunde zu legen, die Benutzung 
eines vom Staatsministerium zugelassenen Lexi-
kons ist erlaubt.

Eine Wiederholung der Feststellungsprüfung bei 
Nichtbestehen ist nur einmal möglich, aber erst 
nach einer Frist von mindestens einem halben Jahr.

Schülerinnen und Schüler, die aufgrund einer 
schlechteren Note als „ausreichend“ im Jahres-
zeugnis der Jahrgangsstufe 9 von der Teilnahme an 
der Feststellungsprüfung ausgeschlossen wurden, 
können nach einer Frist von mindestens einem hal-
ben Jahr an der Feststellungsprüfung teilnehmen. 
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Der Ersatz des mündlichen Teils der Feststellungs-
prüfung durch die Gesamtnote der in Jahrgangs-
stufe 9 erzielten kleinen Leistungsnachweise ist 
in diesem Fall und im Fall der Wiederholung der 
Prüfung nicht möglich.

2.3.3 Nachweis	des	Graecums	vor	der	Qualifikations-
phase

2.3.3.1 Voraussetzung für den Nachweis des Graecums 
vor der Qualifikationsphase ist der Besuch des 
Pflichtunterrichts in Griechisch ab Jahrgangsstu-
fe 8. Darüber hinaus ist es gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz der Länder erforderlich, 
dass am Ende der Jahrgangsstufe 10 eine Feststel-
lungsprüfung abgelegt wird.

2.3.3.2 Durchführung der Feststellungsprüfung:

Die Feststellungsprüfung ist grundsätzlich schrift-
lich und mündlich abzulegen. Schriftlicher und 
mündlicher Teil werden im Verhältnis 2:1 gewich-
tet. Bei der Bildung der Gesamtnote für die Fest-
stellungsprüfung sind die Teilnote für die schrift-
liche und die Teilnote für die mündliche Leistung 
zugrunde zu legen. Die Prüfung ist bestanden, 
wenn die Gesamtnote „ausreichend“ oder besser 
lautet und wenn in der schriftlichen und der münd-
lichen Prüfung jeweils mindestens die Note „man-
gelhaft“ erreicht wurde.

Die auf eine ganze Zahl gerundete Gesamtno-
te für die in der Jahrgangsstufe 10 in Griechisch 
 erbrachten kleinen Leistungsnachweise zählt auf 
Antrag als mündlicher Teil der Feststellungsprü-
fung. Ansonsten ist eine eigene mündliche Prüfung 
im Umfang von 20 Minuten über den Stoff der Jahr-
gangsstufe 10 sowie Grundkenntnisse abzuhalten. 
Die unter Nr. 2.3.2.5 getroffenen Regelungen für 
den Ersatz des mündlichen Prüfungsteils gelten 
entsprechend.

Die schriftliche Prüfung besteht aus der Überset-
zung eines griechischen Originaltextes, die Be-
arbeitungszeit beträgt 90 Minuten. Der schriftli-
chen Prüfung (ca. 120 griechische Wörter) ist der 
Schwierigkeitsgrad einer inhaltlich anspruchsvol-
leren Platon-Stelle zugrunde zu legen, die Benut-
zung eines vom Staatsministerium zugelassenen 
Lexikons ist erlaubt.

Grundlage der mündlichen Prüfung ist ein griechi-
scher Text im Umfang von etwa 60 Wörtern, dessen 
Schwierigkeit den unter 1.1.2 genannten Anforde-
rungen entspricht.

Eine Wiederholung der Feststellungsprüfung bei 
Nichtbestehen ist nur einmal möglich, aber erst 
nach einer Frist von mindestens einem halben Jahr.

2.3.4 Nachweis des Latinums bzw. Graecums in der 
Qualifikationsphase

Bei vorausgehendem Pflichtunterricht in der Unter- 
bzw. Mittelstufe in Latein bzw. Griechisch ist das 
Latinum bzw. Graecum nachgewiesen, wenn eine 
der folgenden Leistungen (jeweilige Endpunktzah-
len bzw. Summen aus Endpunktzahlen) erreicht 
wurde:

– Ausbildungsabschnitt 11/2:

 Halbjahresleistung mindestens 5 Punkte

– Ausbildungsabschnitte 11/1 und 11/2:
  Summe aus beiden Halbjahresleistungen min-

destens 10 Punkte

– Ausbildungsabschnitt 12/2:
 Halbjahresleistung mindestens 5 Punkte

– Ausbildungsabschnitte 12/1 und 12/2:
  Summe aus beiden Halbjahresleistungen min-

destens 10 Punkte

– Ausbildungsabschnitte 12/1 und 12/2 sowie das 
vervierfachte Ergebnis der Abiturprüfung:

  Summe mindestens 30 Punkte

– Halbjahresleistung im Ausbildungsabschnitt 
12/2 und das vervierfachte Ergebnis der Abitur-
prüfung:

  Summe mindestens 25 Punkte

2.4 Nachweis des Latinums bzw. Graecums für Schü-
lerinnen und Schüler des Abendgymnasiums und 
Kollegs

2.4.1 Der Nachweis des Latinums bzw. Graecums am 
Abendgymnasium oder Kolleg über den Pflicht-
unterricht ist grundsätzlich nur dann möglich, 
wenn vier aufsteigende Jahre Unterricht in Latein 
bzw. Griechisch besucht wurden oder wenn an der 
Abitur prüfung im Fach Latein bzw. Griechisch mit 
mindestens der Note „ausreichend“ (5 Punkte) 
teilgenommen wurde. Andernfalls ist eine Ergän-
zungsprüfung gemäß § 96 GSO abzulegen.

2.4.2 Am Abendgymnasium und Kolleg ist das Latinum 
unter den unter Nr. 2.4.1 genannten Bedingungen 
nachgewiesen, wenn eine der beiden folgenden 
Leistungen (jeweilige Endpunktzahlen bzw. Sum-
men aus Endpunktzahlen) erbracht wurde:

– Ausbildungsabschnitt III/2:
 Halbjahresleistung mindestens 5 Punkte

– Ausbildungsabschnitte III/1 und III/2:
  Summe aus beiden Halbjahresleistungen min-

destens 10 Punkte.

2.5 Nachweis des Latinums bzw. Graecums durch 
Teilnahme an der Abiturprüfung für andere Be-
werber

Das Latinum bzw. Graecum ist bei Teilnahme an 
der Abiturprüfung für andere Bewerber nachge-
wiesen, wenn Latein bzw. Griechisch als erstes bis 
viertes Fach des ersten Prüfungsteils schriftlich 
und gegebenenfalls mündlich geprüft wurde und 
dabei mindestens 5 Notenpunkte der einfachen 
Wertung erreicht wurden.

2.6 Nachweis des Latinums bzw. Graecums über eine 
Ergänzungsprüfung gemäß § 96 GSO

2.6.1 Prüfungstermine

Die Ergänzungsprüfung gemäß § 96 GSO kann 
grundsätzlich an jedem öffentlichen Gymnasium, 
das Latein bzw. Griechisch anbietet, abgelegt wer-
den. Staatliche Gymnasien sind dazu verpflichtet, 
die Ergänzungsprüfung mindestens einmal im 
Jahr im Rahmen der Abiturprüfung (Prüfungster-
min: jeweils im Mai) abzunehmen (Anmeldung bis 
zum 15. Januar des jeweiligen Jahres direkt an der 
jeweiligen Schule).

Daneben gibt es die Möglichkeit, die Ergänzungs-
prüfung an den Universitätsorten zum Ende jedes 
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Semesters an vom Staatsministerium eigens dafür 
benannten Schulen abzulegen (Anmeldung bis 
zum 15. Januar für das Ende des Wintersemesters 
bzw. bis zum 15. Juni für das Ende des Sommerse-
mesters direkt an der jeweiligen Schule).

2.6.2 Vorzulegende Nachweise

Mit dem Gesuch um Zulassung haben die Bewer-
ber folgende Nachweise vorzulegen:

– eine Immatrikulationsbescheinigung bzw. einen 
Nachweis über den Hauptwohnsitz;

– einen kurzen Lebenslauf mit den wichtigsten 
Angaben über den Studiengang;

– eine Erklärung über die Art der Vorbereitung;

– eine Erklärung, ob und ggf. wo und wann eine 
Ergänzungsprüfung aus der lateinischen bzw. 
griechischen Sprache bereits abgelegt wurde.

Bei Schülerinnen und Schülern genügt die Er-
klärung über die Art der Vorbereitung. Über die 
Zulassung entscheidet die Schulleiterin bzw. der 
Schulleiter.

2.6.3 Anforderungen

Es gelten die unter Nr. 1.1.1 bzw. Nr. 1.1.2 und die 
unter Nr. 2.2 genannten Anforderungen.

2.6.4 Prüfung

Die Ergänzungsprüfung wird vor einem Prüfungs-
ausschuss abgelegt, dessen Vorsitz die Schulleite-
rin bzw. der Schulleiter hat. Die Ergänzungsprü-
fung besteht aus einem schriftlichen und einem 
mündlichen Teil (für die mündliche Prüfung gilt 
§ 77 GSO entsprechend).

In der schriftlichen Prüfung ist die unter Nr. 1.1.1 
bzw. Nr. 1.1.2 definierte Fähigkeit an einem lateini-
schen Text im Umfang von etwa 180 Wörtern bzw. 
an einem griechischen Text im Umfang von etwa 
200 Wörtern nachzuweisen. Die Arbeitszeit beträgt 
180 Minuten. Als Hilfsmittel ist ein vom Staats-
ministerium genehmigtes Wörterbuch zugelassen. 
Bei der Korrektur des schriftlichen Prüfungsteils 
der Latinums- bzw. Graecumsprüfung im Rahmen 
der Abiturprüfung ist folgender Notenschlüssel 
anzulegen: 0 bis 6 Fehler: Note 1; 6,5 bis 12 Feh-
ler: Note 2; 12,5 bis 18 Fehler: Note 3; 18,5 bis 24 
Fehler: Note 4; 24,5 bis 30 Fehler: Note 5; über 30 
Fehler: Note 6.

Grundlage der mündlichen Prüfung ist ein la-
teinischer Text im Umfang von etwa 50 Wörtern 
bzw. ein griechischer Text im Umfang von etwa 60 
Wörtern, dessen Schwierigkeit den unter Nr. 1.1.1 
bzw. 1.1.2 genannten Anforderungen entspricht. 
An die Übersetzung soll sich ein Prüfungsgespräch 
anschließen, das dem Nachweis eines vertieften 
Verständnisses der vorgelegten Textstelle dient. 
Die mündliche Prüfung dauert 20 Minuten, die 
Vorbereitungszeit 30 Minuten. Für die Vorberei-
tungszeit sind die gleichen Hilfsmittel zugelassen 
wie bei der schriftlichen Prüfung.

Die Ergebnisse der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung zählen bei der Gesamtnotenbildung im 
Verhältnis 2:1; die Prüfung ist bestanden, wenn die 
Gesamtnote „ausreichend“ oder besser lautet und 
in der schriftlichen und der mündlichen Prüfung 
jeweils mindestens die Note „mangelhaft“ erreicht 

wurde. Bewerber, deren schriftliche Arbeit mit der 
Note „ungenügend“ bewertet wurde, werden zur 
mündlichen Prüfung nicht zugelassen; sie haben 
die Prüfung nicht bestanden.

Eine Wiederholung der Ergänzungsprüfung ist nur 
einmal möglich.

3. Nachweis Ausreichender Kenntnisse in Latein 
bzw. Griechisch für Studierende der Evange-
lischen bzw. der Katholischen Theologie

Studierende der Evangelischen bzw. der Katho-
lischen Theologie und Studierende der Evan-
gelischen bzw. der Katholischen Religionslehre 
gemäß Lehramtsprüfungsordnung I weisen Aus-
reichende Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch 
nach durch den Nachweis des Latinums bzw. Grae-
cums (Nr. 2) oder durch eine akademische bzw. 
kirchliche Prüfung gemäß Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus vom 13. April 1992 (KWMBl I S. 244) bzw. 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums für Unterricht und Kultus vom 4. Mai 1992  
(KWMBl I S. 322).

4. Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) bzw. Griechisch

4.1 Möglichkeiten des Nachweises gesicherter Kennt-
nisse in Latein (Kleines Latinum)

4.1.1 Gesicherte Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) 
können durch den Nachweis des Latinums (Nr. 2) 
oder den Nachweis Ausreichender Kenntnisse 
in Latein für Studierende der Katholischen bzw. 
Evangelischen Theologie (Nr. 3) nachgewiesen 
werden.

4.1.2 Schülerinnen und Schüler öffentlicher oder staat-
lich anerkannter Gymnasien weisen gesicherte 
Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) in der 
 Regel über den Pflichtunterricht nach.

4.1.3 Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 13 
der Fachoberschule oder Berufsoberschule oder 
Bewerberinnen und Bewerber mit dem Zeugnis 
der fachgebundenen Hochschulreife der Fach-
oberschule oder Berufsoberschule sowie Schüle-
rinnen und Schüler des Abendgymnasiums und 
des Kollegs weisen gesicherte Kenntnisse in Latein 
entweder über den Pflichtunterricht oder über eine 
Ergänzungs- bzw. Feststellungsprüfung an ihrer 
Schule nach.

4.1.4 Bewerberinnen und Bewerber, die gesicher-
te Kenntnisse in Latein nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können sich zum 
Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein für 
Studienzwecke bzw. für den Erwerb der Hoch-
schulzugangsberechtigung an einem öffentlichen 
Gymnasium, an dem Pflichtunterricht in Latein an-
geboten wird, einer Feststellungsprüfung gemäß 
§ 97 GSO unterziehen, sofern sie in Bayern ihren 
Wohnsitz haben oder an einer bayerischen Hoch-
schule immatrikuliert sind.

4.1.5 Bewerberinnen und Bewerber, die gesicher-
te Kenntnisse in Latein nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können gemäß der 
 Bekanntmachung des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus über den Nachweis der nach 
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der Lehramtsprüfungsordnung I vorgeschriebenen 
Fremdsprachenkenntnisse vom 15. Februar 2008 
(KWMBl S. 36), geändert durch Bekanntmachung 
vom 9. April 2009 (KWMBl S. 168), gesicherte 
Kenntnisse in Latein für Studienzwecke auch 
durch die erfolgreiche Teilnahme an einem von 
der Universität hierfür eingerichteten Kurs nach-
weisen.

4.2 Möglichkeiten des Nachweises gesicherter Kennt-
nisse in Griechisch

4.2.1 Gesicherte Kenntnisse in Griechisch können durch 
den Nachweis des Graecums (Nr. 2) oder den Nach-
weis Ausreichender Kenntnisse in Griechisch für 
Studierende der Katholischen bzw. Evangelischen 
Theologie (Nr. 3) nachgewiesen werden.

4.2.2 Schülerinnen und Schüler öffentlicher oder staat-
lich anerkannter Gymnasien und Schülerinnen 
und Schüler des altsprachlichen Kollegs weisen 
gesicherte Kenntnisse in Griechisch in der Regel 
über den Pflichtunterricht nach.

4.2.3 Bewerberinnen und Bewerber, die gesicherte 
Kenntnisse in Griechisch nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können sich zum 
Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
für Studienzwecke bzw. für den Erwerb der Hoch-
schulzugangsberechtigung an einem öffentlichen 
Gymnasium, an dem Pflichtunterricht in Grie-
chisch angeboten wird, einer Feststellungsprüfung 
gemäß § 97 GSO unterziehen, sofern sie in Bayern 
ihren Wohnsitz haben oder an einer bayerischen 
Hochschule immatrikuliert sind.

4.2.4 Bewerberinnen und Bewerber, die gesicherte 
Kenntnisse in Griechisch nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können gesicherte 
Kenntnisse in Griechisch für Studienzwecke auch 
durch die erfolgreiche Teilnahme an einem von der 
Universität hierfür eingerichteten Kurs nachwei-
sen.

4.3 Anforderungen

Für den Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein 
(Kleines Latinum) bzw. in Griechisch ist die unter 
Nr. 1.3.1 bzw. 1.3.2 definierte Fähigkeit durch eine 
sachlich richtige Übersetzung in angemessenes 
Deutsch nachzuweisen. Beim Erwerb über eine 
Feststellungsprüfung sind im mündlichen Teil der 
Feststellungsprüfung überdies Grundfertigkeiten 
aus den Bereichen Sprache und Textarbeit sowie 
Grund- und Überblickswissen aus den Bereichen 
der römischen bzw. griechischen Literatur, Ge-
schichte und Kultur und ihres Fortwirkens nach-
zuweisen, wie sie etwa in den „Grundkenntnissen 
Latein“ bzw. „Grundkenntnissen Griechisch“ zu-
sammengefasst sind, die auf der Homepage des 
Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsfor-
schung (www.isb.bayern.de) eingesehen werden 
können.

4.4 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) für Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums

4.4.1 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes	Latinum)	über	den	Pflichtunterricht

Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, die 
Latein als erste bzw. zweite Fremdsprache ab Jahr-

gangsstufe 5 bzw. 6 erlernt haben, haben gesicher-
te Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) nach-
gewiesen, wenn sie im Jahresfortgangszeugnis der 
Jahrgangsstufe 9 im Fach Latein mindestens die 
Note „ausreichend“ erzielen. Der Nachweis gesi-
cherter Kenntnisse in Latein (Kleines Latinum) gilt 
in diesem Fall unbeschadet davon, ob das Klassen-
ziel der Jahrgangsstufe 9 erreicht wurde.

4.4.2 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) über eine Feststellungsprüfung ge-
mäß § 97 GSO

4.4.2.1 Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 9 
des Gymnasiums, die im Jahresfortgangszeugnis 
im Fach Latein eine schlechtere Note als „aus-
reichend“ erzielt haben, dürfen nach einer Frist 
von mindestens einem halben Jahr an der Fest-
stellungsprüfung gemäß § 97 GSO teilnehmen 
(Nr.  4.8), sofern sie die Jahrgangsstufe 9 nicht 
wiederholen und Latein in Jahrgangsstufe 10 nicht 
weiter belegen. Der Ersatz des mündlichen Teils 
der Feststellungsprüfung durch die auf eine ganze 
Zahl gerundete Gesamtnote der in Jahrgangsstu-
fe 9 erzielten kleinen Leistungsnachweise ist in 
diesem Falle nicht möglich.

4.4.2.2 Weiterhin dürfen Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufe 9 des Gymnasiums an der Fest-
stellungsprüfung gemäß § 97 GSO teilnehmen 
(Nr. 4.8), wenn sie aufgrund einer Beurlaubung 
zum Schulbesuch im Ausland kein Jahresfort-
gangszeugnis erhalten und Latein in Jahrgangs-
stufe 10 nicht weiter belegen. In diesem Falle 
entscheidet die Schulleitung darüber, ob für den 
Ersatz des mündlichen Teils der Feststellungs-
prüfung durch die auf eine ganze Zahl gerundete 
 Gesamtnote der in Jahrgangsstufe 9 erzielten klei-
nen Leistungsnachweise eine hinreichende Anzahl 
von kleinen Leistungsnachweisen vorliegt oder ob 
eine mündliche Prüfung abzuhalten ist.

4.4.2.3 Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 10 
des Gymnasiums, die im Jahresfortgangszeugnis 
der Jahrgangsstufen 9 und 10 im Fach Latein eine 
schlechtere Note als „ausreichend“ erzielt haben, 
dürfen nach einer Frist von mindestens einem hal-
ben Jahr an der Feststellungsprüfung gemäß § 97 
GSO teilnehmen (Nr. 4.8), sofern sie die Jahrgangs-
stufe 10 nicht wiederholen und Latein in der Quali-
fikationsphase nicht weiter belegen. Der Ersatz des 
mündlichen Teils der Feststellungsprüfung durch 
die auf eine ganze Zahl gerundete Gesamtnote der 
in Jahrgangsstufe 10 erzielten kleinen Leistungs-
nachweise ist in diesem Falle nicht möglich.

4.5 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) für Schülerinnen und Schüler der 
Fachoberschule oder Berufsoberschule

4.5.1 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes	Latinum)	über	den	Pflichtunterricht

Schülerinnen und Schüler der Fachoberschu-
le oder Berufsoberschule, die Latein als zweite 
Fremdsprache in den Jahrgangsstufen 12 und 13 
erlernt haben, haben gesicherte Kenntnisse in 
Latein  erworben, wenn sie in Jahrgangsstufe 13 
mindestens die Note „ausreichend“ (mindestens 
4 Punkte) erzielen.
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4.5.2 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) über eine Ergänzungsprüfung ge-
mäß § 73 FOBOSO

4.5.2.1 Gesicherte Kenntnisse in Latein können von Schü-
lerinnen und Schülern der Jahrgangsstufe 13 der 
Fachoberschule oder Berufsoberschule oder von 
Bewerberinnen und Bewerbern mit dem Zeugnis 
der fachgebundenen Hochschulreife der Fachober-
schule oder Berufsoberschule über eine Ergän-
zungsprüfung gemäß § 73 FOBOSO nachgewiesen 
werden.

4.5.2.2 Zur Ergänzungsprüfung nach § 73 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 FOBOSO wird zugelassen, wer

– sich spätestens bis zum 1. März bei einer Fach-
oberschule oder Berufsoberschule zur Ergän-
zungsprüfung angemeldet hat,

– eine zweckentsprechende Vorbereitung auf die 
Ergänzungsprüfung glaubhaft macht,

– gleichzeitig die Abschlussprüfung zum Erwerb 
der fachgebundenen Hochschulreife an der 
Fachoberschule oder Berufsoberschule ablegt 
oder vorher erfolgreich abgelegt hat und

– nicht im laufenden Kalenderjahr am Unterricht 
in einer zweiten Fremdsprache zum Erwerb der 
allgemeinen Hochschulreife oder am Unterricht 
in Französisch (fortgeführt) teilgenommen hat.

4.5.2.3 Die oder der Ministerialbeauftragte bestimmt die 
Schulen, an denen die Ergänzungsprüfung abge-
nommen wird, und weist die Bewerberinnen und 
Bewerber diesen Schulen zu.

4.5.2.4 Die Ergänzungsprüfung umfasst einen schriftli-
chen und einen mündlichen Teil. Die Ergebnisse 
des schriftlichen und mündlichen Prüfungsteils 
zählen bei der Gesamtnotenbildung im Verhält-
nis 2:1. Die Ergänzungsprüfung ist bestanden, 
wenn mindestens die Prüfungsnote 4 (mindestens 
4 Punkte) erreicht wird.

4.5.2.5 Bewerberinnen und Bewerber, die die Ergänzungs-
prüfung nicht bestanden haben, können sie einmal 
wiederholen. Bewerberinnen und Bewerber, die im 
Unterricht in einer zweiten Fremdsprache in der 
Fachoberschule bzw. Berufsoberschule in der Jahr-
gangsstufe 13 nicht mindestens die Note 4 (min-
destens 4 Punkte) erreicht haben, können einmal 
an der Ergänzungsprüfung teilnehmen.

4.6 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) für Schülerinnen des Abendgym-
nasiums und des Kollegs

4.6.1 Schülerinnen und Schüler des Abendgymnasiums 
und des Kollegs haben gesicherte Kenntnisse in 
Latein (Kleines Latinum) erworben, wenn sie eine 
der folgenden Leistungen (jeweilige Endpunktzah-
len bzw. Summen aus Endpunktzahlen) erzielen:

– Ausbildungsabschnitt II/2:
 mindestens 4 Punkte

– Ausbildungsabschnitte II/1 und II/2:
  Summe aus beiden Halbjahresleistungen min-

destens 8 Punkte.

4.6.2 Schülerinnen und Schüler des altsprachlichen 
Kollegs und des sprachlichen Abendgymnasiums 
können gesicherte Kenntnisse in Latein nach Ab-
schluss von Jahrgangsstufe I durch Teilnahme an 

einer Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO nach-
weisen (Nr. 4.8).

4.7 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) durch Teilnahme an der Abiturprü-
fung für andere Bewerber

Wenn Latein im Rahmen der Abiturprüfung für 
andere Bewerber als fünftes bis achtes Fach des 
zweiten Prüfungsteils mündlich geprüft wurde, 
kann die Prüfung auf Antrag als Ersatz für den 
mündlichen Teil der Feststellungsprüfung gemäß 
§ 97 GSO anerkannt werden. Das Prüfungsergeb-
nis der mündlichen Abiturprüfung ist in diesem 
Falle in eine Note des 6-Notensystems (ohne No-
tentendenz) umzurechnen. Gesicherte Kenntnisse 
in Latein können jedoch nur dann bestätigt wer-
den, wenn sich der Prüfling zusätzlich mit Erfolg 
einer schriftlichen Prüfung gemäß § 97 GSO un-
terzieht (Nr. 4.8).

4.8 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Latein (Klei-
nes Latinum) über eine Feststellungsprüfung 
 gemäß § 97 GSO

4.8.1 Gesicherte Kenntnisse in Latein können von Be-
werberinnen und Bewerbern, die Inhaber einer 
Hochschulzugangsberechtigung sind oder eine 
solche erwerben wollen, für Studienzwecke bzw. 
für den Erwerb der Hochschulzugangsberech-
tigung über eine Feststellungsprüfung gemäß § 97 
GSO nachgewiesen werden.

4.8.2 Prüfungstermine

Die Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO kann 
grundsätzlich an jedem öffentlichen Gymnasium, 
das Latein anbietet, abgelegt werden. Staatliche 
Gymnasien sind dazu verpflichtet, die Prüfung auf 
Anfrage an mindestens einem Termin im Schuljahr 
abzunehmen. Den Termin bestimmt die Schulleite-
rin bzw. der Schulleiter. Eine Absprache mit Nach-
barschulen ist möglich.

Daneben gibt es die Möglichkeit, die Feststellungs-
prüfung gemäß § 97 GSO an den Universitätsorten 
zum Ende jedes Semesters an vom Staatsministe-
rium eigens dafür benannten Schulen abzulegen 
(Anmeldung bis zum 15. Januar für das Ende des 
Wintersemesters bzw. bis zum 15. Juni für das 
Ende des Sommersemesters direkt an der jewei-
ligen Schule).

4.8.3 Vorzulegende Nachweise

Mit dem Gesuch um Zulassung haben die Bewer-
berinnen und Bewerber folgende Nachweise vor-
zulegen:

– eine Immatrikulationsbescheinigung bzw. einen 
Nachweis über den Hauptwohnsitz;

– einen kurzen Lebenslauf mit den wichtigsten 
Angaben über den Studiengang;

– eine Erklärung über die Art der Vorbereitung;

– eine Erklärung, ob und ggf. wo und wann eine 
Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO aus der 
lateinischen Sprache bereits abgelegt wurde.

4.8.4 Anforderungen

Es gelten die unter Nr. 1.3.1 und Nr. 4.3 genannten 
Anforderungen.
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4.8.5 Prüfung

Die Feststellungsprüfung wird vor einem Prü-
fungsausschuss abgelegt, dessen Vorsitz die Schul-
leiterin bzw. der Schulleiter führt. Die Feststel-
lungsprüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil (für die mündliche Prüfung 
gilt § 77 GSO entsprechend).

In der schriftlichen Prüfung ist die unter Nr. 1.3.1 
definierte Fähigkeit an einem lateinischen Text im 
Umfang von etwa 120 Wörtern nachzuweisen. Die 
Arbeitszeit beträgt 120 Minuten. Als Hilfsmittel ist 
ein vom Staatsministerium genehmigtes Wörter-
buch zugelassen.

Grundlage der mündlichen Prüfung ist ein lateini-
scher Text im Umfang von etwa 50 Wörtern, des-
sen Schwierigkeit den unter Nr. 1.3.1 genannten 
Anforderungen entspricht. Die mündliche Prüfung 
dient dem Nachweis von Grundfertigkeiten aus 
den Bereichen Sprache und Textarbeit sowie von 
Grund- und Überblickswissen aus den Bereichen 
der römischen Literatur, Geschichte und Kultur 
und ihres Fortwirkens entsprechend den Vorgaben 
des Lehrplans für Latein der Jahrgangsstufe 9 des 
Gymnasiums. Sie dauert 20 Minuten. Die Vorbe-
reitungszeit umfasst 30 Minuten.

Die Ergebnisse der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung zählen bei der Gesamtnotenbildung im 
Verhältnis 2:1; die Prüfung ist bestanden, wenn 
die Gesamtnote „ausreichend“ oder besser lautet.

Eine Wiederholung der Feststellungsprüfung ge-
mäß § 97 GSO ist nur einmal möglich. Dies gilt 
unbeschadet der Teilnahme an akademischen Prü-
fungen zum Nachweis gesicherter Kenntnisse in 
Latein (Nr. 4.1.5).

4.8.6 Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, des 
sprachlichen Abendgymnasiums und des Kollegs 
dürfen an der Feststellungsprüfung gemäß § 97 
GSO unter den unter Nr. 4.1 und Nr. 4.3 genannten 
Bedingungen teilnehmen.

4.9 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
für Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums

4.9.1 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
über	den	Pflichtunterricht

Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, die 
Griechisch als dritte Fremdsprache ab Jahrgangs-
stufe 8 erlernt haben, haben gesicherte Kenntnisse 
in Griechisch nachgewiesen, wenn sie im Jahres-
fortgangszeugnis der Jahrgangsstufe 10 im Fach 
Griechisch mindestens die Note „ausreichend“ 
erzielen. Der Nachweis gesicherter Kenntnisse in 
Griechisch gilt in diesem Fall unbeschadet davon, 
ob das Klassenziel der Jahrgangsstufe 10 erreicht 
wurde.

4.9.2 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
über eine Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO

4.9.2.1 Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 9, 
die in Jahrgangsstufe 10 zum Schulbesuch im Aus-
land beurlaubt sind und Griechisch in der Qualifi-
kationsphase nicht weiterbelegen, dürfen an einer 
Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO teilnehmen, 
sofern sie im Jahresfortgangszeugnis im Fach Grie-
chisch mindestens die Note „ausreichend“ erzie-
len.

4.9.2.2 Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 10 
des Gymnasiums, die im Jahresfortgangszeugnis 
im Fach Griechisch eine schlechtere Note als „aus-
reichend“ erzielt haben, dürfen nach einer Frist 
von mindestens einem halben Jahr an der Fest-
stellungsprüfung gemäß § 97 GSO teilnehmen 
(Nr. 4.11), sofern sie die Jahrgangsstufe 10 nicht 
wiederholen und Griechisch in Jahrgangsstufe 11 
nicht weiter belegen. Der Ersatz des mündlichen 
Teils der Feststellungsprüfung durch die auf eine 
ganze Zahl gerundete Gesamtnote der in Jahr-
gangsstufe 10 erzielten kleinen Leistungsnach-
weise ist in diesem Falle nicht möglich.

4.9.2.3 Weiterhin dürfen Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufe 10 des Gymnasiums alternativ zur 
Feststellungsprüfung zum Erwerb des Graecums 
an der Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO 
teilnehmen (Nr. 4.11), wenn sie aufgrund einer 
Beurlaubung zum Schulbesuch im Ausland kein 
Jahresfortgangszeugnis erhalten und Griechisch in 
Jahrgangsstufe 11 nicht weiter belegen. In diesem 
Falle entscheidet die Schulleitung darüber, ob für 
den Ersatz des mündlichen Teils der Feststellungs-
prüfung durch die auf eine ganze Zahl gerunde-
te Gesamtnote der in Jahrgangsstufe 10 erzielten 
kleinen Leistungsnachweise eine hinreichende 
Anzahl von kleinen Leistungsnachweisen vorliegt 
oder ob eine mündliche Prüfung abzuhalten ist.

4.10 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
für Schülerinnen des altsprachlichen Kollegs

4.10.1 Schülerinnen und Schüler des altsprachlichen 
 Kollegs haben gesicherte Kenntnisse in Griechisch 
erworben, wenn sie eine der folgenden Leistungen 
(jeweilige Endpunktzahlen bzw. Summen aus 
 Endpunktzahlen) erzielen:

– Ausbildungsabschnitt II/2:
 mindestens 4 Punkte

– Ausbildungsabschnitte II/1 und II/2:
  Summe aus beiden Halbjahresleistungen min-

destens 8 Punkte.

4.10.2 Schülerinnen und Schüler des altsprachlichen Kol-
legs können gesicherte Kenntnisse in Latein nach 
Abschluss von Jahrgangsstufe I durch Teilnahme 
an einer Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO 
nachweisen (Nr. 4.11).

4.11 Nachweis gesicherter Kenntnisse in Griechisch 
über eine Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO

Grundlage für die schriftliche bzw. mündliche Prü-
fung ist ein griechischer Text im Umfang von etwa 
130 griechischen Wörtern bzw. etwa 60 griechi-
schen Wörtern, der jeweils den unter Nr. 1.3.2 und 
Nr. 4.3 genannten Anforderungen entspricht. Im 
Übrigen gelten Nr. 4.8.1, Nr. 4.8.2 Abs. 1, Nr. 4.8.3 
und Nr. 4.8.5 entsprechend.

5. Nachweis von Kenntnissen in Latein bzw. Grie-
chisch

5.1 Möglichkeiten des Nachweises von Kenntnissen 
in Latein bzw. Griechisch

5.1.1 Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch können 
durch den Nachweis des Latinums bzw. Graecums 
(Nr. 2) oder den Nachweis Ausreichender Kennt-
nisse in Latein bzw. Griechisch für Studierende der 
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Katholischen bzw. Evangelischen Theologie (Nr. 3) 
oder durch den Nachweis gesicherter Kenntnisse 
in Latein (Kleines Latinum) bzw. Griechisch (Nr. 4) 
nachgewiesen werden.

5.1.2 Schülerinnen und Schüler öffentlicher und staat-
lich anerkannter Gymnasien und Schülerinnen 
und Schüler des Abendgymnasiums und des Kol-
legs weisen Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch 
über den Pflichtunterricht an ihrer Schule nach.

5.1.3 Bewerberinnen und Bewerber, die Kenntnisse in 
Latein bzw. Griechisch nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können sich für Stu-
dienzwecke an einem öffentlichen Gymnasium, an 
dem Pflichtunterricht in Latein bzw. Griechisch an-
geboten wird, zum Nachweis von Kenntnissen in 
Latein bzw. Griechisch einer Feststellungsprüfung 
gemäß § 97 GSO unterziehen, sofern sie in Bayern 
ihren Wohnsitz haben oder an einer bayerischen 
Hochschule immatrikuliert sind.

5.1.4 Bewerberinnen und Bewerber, die Kenntnisse in 
Latein bzw. Griechisch nicht als Schülerinnen 
und Schüler erworben haben, können gemäß der 
Bekanntmachung des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus vom 15. Februar 2008  (KWMBl 
S. 36) Kenntnisse in Latein für Studienzwecke 
auch durch die erfolgreiche Teilnahme an einem 
von der Universität hierfür eingerichteten Kurs 
nachweisen.

5.2 Anforderungen

Für den Nachweis von Kenntnissen in Latein bzw. 
Griechisch ist das Textverständnis durch eine 
sachlich richtige Übersetzung in angemessenes 
Deutsch nachzuweisen. Beim Nachweis über eine 
Feststellungsprüfung sind im mündlichen Teil der 
Feststellungsprüfung überdies Grundfertigkeiten 
aus den Bereichen Sprache und Textarbeit sowie 
Grund- und Überblickswissen aus den Bereichen 
der römischen bzw. griechischen Literatur, Ge-
schichte und Kultur und ihres Fortwirkens ent-
sprechend den Vorgaben des Lehrplans des Gym-
nasiums für Latein der Jahrgangsstufen 5 mit 7 bei 
Latein als erster Fremdsprache bzw. der Jahrgangs-
stufen 6 mit 8 bei Latein als zweiter Fremdsprache 
bzw. entsprechend den Vorgaben des Lehrplans 
des Gymnasiums für Griechisch der Jahrgangs-
stufen 8 und 9 nachzuweisen.

5.3 Nachweis von Kenntnissen in Latein bzw. Grie-
chisch für Schülerinnen und Schüler des Gym-
nasiums

5.3.1 Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, die 
Latein als erste bzw. zweite Fremdsprache ab Jahr-
gangsstufe 5 bzw. 6 erlernt haben, haben Kennt-
nisse in Latein nachgewiesen, wenn sie im Jahres-
fortgangszeugnis der Jahrgangsstufe 7 bei Latein 
als erster Fremdsprache bzw. im Jahresfortgangs-
zeugnis der Jahrgangsstufe 8 bei Latein als zweiter 
Fremdsprache im Fach Latein mindestens die Note 
„ausreichend“ erzielen.

5.3.2 Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, 
die Griechisch als dritte Fremdsprache ab Jahr-
gangsstufe 8 erlernt haben, haben Kenntnisse in 
Griechisch nachgewiesen, wenn sie im Jahres-
fortgangszeugnis der Jahrgangsstufe 9 im Fach 

Griechisch mindestens die Note „ausreichend“ 
erzielen.

5.4 Nachweis von Kenntnissen in Latein bzw. Grie-
chisch für Schülerinnen und Schüler des Abend-
gymnasiums und des Kollegs

Schülerinnen und Schüler des Abendgymnasiums 
und des altsprachlichen Kollegs haben Kenntnisse 
in Latein bzw. Griechisch nachgewiesen, wenn sie 
im Jahresfortgangszeugnis der Jahrgangsstufe I im 
Fach Latein bzw. Griechisch mindestens die Note 
„ausreichend“ erzielen.

5.5 Nachweis über eine Feststellungsprüfung gemäß 
§ 97 GSO

5.5.1 Kenntnisse in Latein bzw. Griechisch können von 
Bewerberinnen und Bewerbern, die Inhaber einer 
Hochschulzugangsberechtigung sind oder eine 
solche erwerben wollen, für Studienzwecke über 
eine Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO nach-
gewiesen werden.

5.5.2 Prüfungstermine

Die Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO kann 
grundsätzlich an jedem öffentlichen Gymnasium, 
das Latein bzw. Griechisch anbietet, abgelegt wer-
den. Staatliche Gymnasien sind dazu verpflichtet, 
die Prüfung auf Anfrage an mindestens einem 
Termin im Schuljahr abzunehmen. Den Termin 
bestimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter.

5.5.3 Vorzulegende Nachweise

Für die vorzulegenden Nachweise gilt Nr. 4.8.3 
entsprechend.

5.5.4 Anforderungen

Es gelten die unter Nr. 1.4.1 bzw. 1.4.2 und Nr. 5.2 
genannten Anforderungen.

5.5.5 Prüfung

Die Feststellungsprüfung wird vor einem Prü-
fungsausschuss abgelegt, dessen Vorsitzender die 
Schulleiterin oder der Schulleiter ist. Die Feststel-
lungsprüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil (für die mündliche Prüfung 
gilt § 77 GSO entsprechend).

In der schriftlichen Prüfung ist die unter Nr. 1.4.1 
bzw. 1.4.2 definierte Fähigkeit an einem lateini-
schen Text im Umfang von etwa 120 Wörtern bzw. 
an einem griechischen Text im Umfang von 130 
Wörtern nachzuweisen. Die Arbeitszeit beträgt 120 
Minuten. Als Hilfsmittel ist ein vom Staatsministe-
rium genehmigtes Wörterbuch zugelassen.

Grundlage der mündlichen Prüfung ist ein lateini-
scher bzw. griechischer Text im Umfang von etwa 
50 bzw. 60 Wörtern, dessen Schwierigkeit jeweils 
den unter Nr. 1.4.1 bzw. 1.4.2 genannten Anforde-
rungen entspricht. Die mündliche Prüfung dient 
dem Nachweis von Grundfertigkeiten aus den Be-
reichen Sprache und Textarbeit sowie von Grund- 
und Überblickswissen aus den Bereichen der 
 römischen bzw. griechischen Literatur, Geschichte 
und Kultur und ihres Fortwirkens entsprechend 
den Vorgaben des Lehrplans des Gymnasiums der 
Jahrgangsstufen 5 mit 7 für Latein als erste Fremd-
sprache bzw. der Jahrgangsstufen 6 mit 8 für Latein 
als zweite Fremdsprache bzw. entsprechend den 
Vorgaben des Lehrplans des Gymnasiums für Grie-
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chisch der Jahrgangsstufen 8 und 9. Die mündliche 
Prüfung dauert 20 Minuten, die Vorbereitungszeit 
30 Minuten.

Die Ergebnisse der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung zählen bei der Gesamtnotenbildung im 
Verhältnis 2:1; die Prüfung ist bestanden, wenn 
die Gesamtnote „ausreichend“ oder besser lautet.

Eine Wiederholung der Feststellungsprüfung ge-
mäß § 97 GSO ist nur einmal möglich. Dies gilt 
unbeschadet der Teilnahme an akademischen Prü-
fungen zum Nachweis von Kenntnissen in Latein 
bzw. Griechisch (Nr. 5.1.4).

6. Nachweis

6.1 Bei Schülerinnen und Schülern erfolgt die Be-
stätigung über den Nachweis des Latinums bzw. 
Graecums bzw. gesicherter Kenntnisse in Latein 
(Kleines Latinum) in der Regel im Abiturzeugnis. 
Bei Schülerinnen und Schülern öffentlicher und 
staatlich anerkannter Gymnasien erfolgt die Bestä-
tigung zusätzlich noch im Jahreszeugnis der jewei-
ligen Jahrgangsstufe, in der die entsprechenden 
Anforderungen erfüllt wurden.

Wird die Schule vor Erwerb des Abiturs verlassen, 
so erfolgt die Bestätigung im zuletzt erteilten Jah-
reszeugnis oder nach dem vom Staatsministerium 
herausgegebenen Muster (vgl. Anlage 1 bzw. 3).

Andere Niveaustufen als Latinum, Graecum oder 
gesicherte Kenntnisse in Latein werden nur auf 
Antrag mit gesonderter Bescheinigung bestätigt.

6.2 Bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern erfolgt 
die Bestätigung nach dem vom Staatsministerium 
herausgegebenen Muster (vgl. Anlage 2 bzw. 3).

7. Verhinderung, Unterschleif und Wiederholung 
der Prüfung

Bei Verhinderung an der Teilnahme, bei Unter-
schleif und Wiederholung der Ergänzungs- bzw. 
Feststellungsprüfung gemäß § 96 bzw. § 97 GSO 
gelten §§ 87 bis 89 GSO entsprechend.

8.	 Ausweispflicht

Bewerberinnen und Bewerber, die nicht als Schü-
lerinnen und Schüler der jeweiligen Schule an der 
Ergänzungs- bzw. Feststellungsprüfung gemäß 
§ 96 bzw. § 97 GSO teilnehmen, haben beim An-
tritt zur Prüfung und auf Verlangen auch während 
der Prüfung ihren amtlichen Lichtbildausweis vor-
zuzeigen.

9. Aufhebung von Vorschriften

Folgende Vorschriften werden aufgehoben:

– Die Bekanntmachung des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus zum Erwerb des Latinums 
bzw. Graecums – Gesamtüberblick vom 16. März 
2007 (KWMBl I S. 150), geändert durch Bekannt-
machung vom 10. Juni 2009 (KWMBl S. 222),

– KMS vom 13. Januar 2008  
Az. VI.3-5 S 5510-6.13 108

– KMS vom 14. April 2009  
Az. VI.3-5 S 5510-6.33 112

10. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2013 in Kraft.

Dr. Peter Mü l l e r  
Ministerialdirektor
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Amtliches Formular (DIN A4)                             Anlage 1 

 
 
 

(Name der Schule) 

 
 

_______________________________________________________ 
 
 
 

ZEUGNIS 
über den Erwerb  

des Latinums  
nach Besuch des Pflichtunterrichts im Fach Latein1) 

 
 
 

Herr/Frau ___________________________________________________________ 
 
geboren am __________________ 
 
hat im Schuljahr _______________ an der oben genannten Schule die  
 
Jahrgangsstufe ____ besucht und aufgrund der im Jahreszeugnis im Fach Latein  
 
erzielten Note _______________ /aufgrund einer am ____________ abgelegten  
 
Feststellungsprüfung aus der lateinischen Sprache, bei der er/sie die Note 
 
_______________ erzielt hat, das Latinum erworben.2)   
 

 

 

___________________________, ____________________________ 

 

 

Vorsitzender/Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

 
__________________________ 

 
 

(Siegel) 
 
 

 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 

__________ 
1)

 Für das Graecum ist das Formular entsprechend anzuwenden. 
2) 

Nichtzutreffendes ist zu streichen. 
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Amtliches Formular (DIN A4)                 Anlage 2 

 
 
 

(Name der Schule) 

 
 

_______________________________________________________ 
 
 
 

ZEUGNIS 
über den Erwerb  

des Latinums  
über eine Ergänzungsprüfung1)  

gemäß § 96 GSO 

 
 
 

Herr/Frau ___________________________________________________________ 
 
geboren am __________________ 
 
hat an der oben genannten Schule am ____________ eine Ergänzungsprüfung aus 
 
der lateinischen Sprache abgelegt und mit der Note _______________ bestanden. 
 

 

 

___________________________, ____________________________ 

 

 

Vorsitzender/Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

 
__________________________ 

 
 
 
 

(Siegel) 
 
 

 
 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 

__________ 
1)

 Für das Graecum ist das Formular entsprechend anzuwenden. 
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Amtliches Formular (DIN A4)                                  Anlage 3 

 
 
 

(Name der Schule) 

 
 

_______________________________________________________ 
 
 
 

ZEUGNIS 
über den Erwerb von 

gesicherten1) Kenntnissen in Latein2) 

über eine Feststellungsprüfung gemäß § 97 GSO 

 
 
 

Herr/Frau ___________________________________________________________ 
 
geboren am __________________ 
 
hat an der oben genannten Schule am ____________ eine Feststellungsprüfung aus 
 
der lateinischen Sprache abgelegt und mit der Note _______________ bestanden. 
 

 

 

___________________________, ____________________________ 

 

 

Vorsitzender/Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

 
__________________________ 

 
 
 
 

(Siegel) 
 
 

 
 
 
Notenstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend, mangelhaft, ungenügend 
 
 

                                            
1)

  Falls nicht zutreffend, ist der Zusatz „gesicherten“ zu streichen 
2)

  Für gesicherte Kenntnisse bzw. Kenntnisse in Griechisch ist das Formular entsprechend   
 anzuwenden 
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2233.1-UK

Rahmenprogramm für den Vorbereitungsdienst 
der Förderlehrer und Förderlehrerinnen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 6. Februar 2013 Az.: IV.3-5 S 7121-4b.1800

1. Ziele des Vorbereitungsdienstes

1.1 Zielsetzung des Vorbereitungsdienstes ist es, dem 
Förderlehreranwärter und der Förderlehreranwär-
terin die Qualifikation für das Förderlehreramt mit 
Einstieg in der dritten Qualifikationsebene zu ver-
mitteln. Durch eigene Unterrichtstätigkeit, durch 
Hospitation, durch die Zusammenarbeit mit den 
Klassenlehrkräften sowie durch die Teilnahme an 
den Seminarveranstaltungen soll der Förderleh-
reranwärter oder die Förderlehreranwärterin in die 
Lage versetzt werden, die förderlehrerspezifischen 
Aufgaben qualifiziert und umfassend zu erfüllen.

1.2 Die Ausbildung umfasst allgemeine, erziehungs-
wissenschaftliche, schulpädagogische, schulpsy-
chologische und fachspezifische Inhalte und Kom-
petenzbereiche, die den Förderlehreranwärter und 
die Förderlehreranwärterin zur Erfüllung ihrer be-
ruflichen Aufgaben befähigen.

2. Gliederung des Vorbereitungsdienstes

2.1 Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in zwei Aus-
bildungsabschnitte, die jeweils ein Schuljahr umfas-
sen.

2.2 Es wird wöchentlich ein Seminartag durchgeführt.

2.3 Die Förderlehreranwärter und Förderlehreranwär-
terinnen hospitieren vor allem in den Klassen, aus 
denen sich die Fördergruppen zusammensetzen.

3. Inhalte und Kompetenzbereiche der Ausbildung

Das im Folgenden dargestellte Rahmenprogramm ist 
die Basis für die Ausbildung in zwei Seminarjahren.

Die Seminarleiter und Seminarleiterinnen erar-
beiten auf der Grundlage des vorgegebenen Rah-
menprogramms einen Jahresarbeitsplan. Der Jah-
resarbeitsplan wird jedem Seminarteilnehmer und 
jeder Seminarteilnehmerin zu Beginn des Seminar-
jahres ausgehändigt.

3.1 Inhalte

3.1.1 Didaktik und Methodik der Arbeit der Förderlehr-
kräfte in Grund- und Mittelschule

– Deutsch
Schriftspracherwerb und Schrift – Sprechen und 
Zuhören – Schreiben und Rechtschreiben – Spra-
che und Sprachgebrauch – Lesen und Medien
Legasthenie und Lese-Rechtschreibschwäche

– Mathematik
Zahlen und Operationen – Raum und Form – Grö-
ßen und Messen – Sachbezogene Mathematik und 
Stochastik
prozessbezogene Kompetenzen
Rechenschwäche

– Deutsch als Zweitsprache
Lexik und Syntax
Lernfelder in Grund- und Aufbaukurs

3.1.2 Schulische Konzepte

– inklusive Formen

– jahrgangskombinierte Klassen

– Ganztagsklassen

3.1.3 Schulrecht und Schulkunde

– rechtliche Grundsätze für Bildung und Erziehung

– Gliederung des Bildungssystems; Bildungswege

– rechtliche Ordnung des Schulbetriebs

– rechtliche Ordnung von Unterricht und Erziehung

– Rechte und Pflichten der Schüler

– Rechte und Pflichten der Förderlehrkräfte

– Kooperation von Schule und Erziehungsberech-
tigten

– Kooperation mit schulischen und außerschu-
lischen Bildungs- und Betreuungseinrichtungen

3.1.4 Grundfragen der staatsbürgerlichen Bildung

– Begründung und Rechtfertigung öffentlicher 
Herrschaftsgewalt

– die politische Ordnungsform der Bundesrepublik 
Deutschland und des Freistaates Bayern

– kritische Auseinandersetzung mit anderen politi-
schen Ordnungsideen der Gegenwart

– der politische Prozess in der parlamentarischen 
Demokratie am Beispiel der Bundesrepublik 
Deutschland

3.2 Kompetenzbereiche

3.2.1 Erziehen

– Werthaltungen anbahnen und vorleben

– erzieherisch wirksam handeln

– soziales Lernen grundlegen und weiterentwickeln

– eigenverantwortliches Handeln und Urteilen för-
dern

– präventiv handeln und auf Störungen sowie Ver-
haltensauffälligkeiten adäquat reagieren

3.2.2 Unterrichten

– individuelle Lernvoraussetzungen und Lern-
prozesse kontinuierlich erfassen und dokumentie-
ren sowie reflektiert konkrete Fördermaßnahmen 
ableiten

– pädagogisch und lernpsychologisch fundierten 
Förderunterricht sach- und fachgerecht planen 
und gestalten

– Übungsgrundsätze berücksichtigen, kompetenz-
fördernde Aufgaben und lernerfolgssichernde 
Maßnahmen einsetzen

– selbstgesteuertes, selbstverantwortetes Lernen 
durch zielgerichtete Methodenauswahl fördern

– zur Reflexion von Lernprozessen anregen

3.2.3 Fördern und beraten

– auf der Basis von kontinuierlicher Lernstands-
diagnose und Schülerbeobachtung passgenaue 
Förderpläne entwickeln

– individuelle Leistungsentwicklung begleiten
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– Schülerinnen und Schüler mit Lern- und Verhal-
tensschwierigkeiten sowie besonderen Begabun-
gen fördern und beraten, auch im inklusiven Um-
feld

– mit Lehrkräften, Mobilen Sonderpädagogischen 
Diensten, Schulberatung und Schulsozialarbeit 
interdisziplinär kooperieren

– mit Erziehungsberechtigten zusammenarbeiten

4. Organisation und Gestaltung des Vorbereitungs-
dienstes

4.1 Ein Seminarjahr entspricht in seiner Dauer dem 
Schuljahr. Es wird wöchentlich ein Seminartag 
durchgeführt. An den Seminartagen sind die För-
derlehreranwärter und Förderlehreranwärterinnen 
an ihren Schulen vom Unterricht und von sonstigen 
Tätigkeiten freigestellt.

4.2 Ein Seminartag dauert fünf Vollstunden. Einmal im 
Seminarjahr können zwei Seminartage zusammen-
gelegt werden. Inhalte der allgemeinen Ausbildung 
können während des Vorbereitungsdienstes durch 
Sonderveranstaltungen ergänzt werden, die auch 
als ganztägige oder mehrtägige Veranstaltungen 
durchgeführt werden können.

4.3 Im Mittelpunkt des Seminartages stehen die Inhalte 
und Kompetenzbereiche. Diese werden auch durch 
die Mitschau, Analyse und Reflexion von Unter-
richtsbeispielen geklärt. Wünschen der Seminarteil-
nehmer und Seminarteilnehmerinnen wird auf der 
Ebene des Seminars nach Möglichkeit Rechnung 
getragen.

5. Aufgaben des Seminarleiters oder der Seminarlei-
terin

5.1 Der Seminarleiter oder die Seminarleiterin legt für 
jeden Seminarteilnehmer und jede Seminarteilneh-
merin einen Seminarbogen an. Der Seminarbogen 
weist die dienstliche Verwendung und die Leistun-
gen während des Vorbereitungsdienstes aus. Der 
 Seminarbogen ist nicht Bestandteil des Personalak-
tes. Er gehört zu den Prüfungsakten. Der Seminar-
bogen wird für die Zeit des Vorbereitungsdienstes 
beim Seminarleiter oder der Seminarleiterin und 
nach Ablegung der II. Staatsprüfung (Qualifikati-
onsprüfung) der Förderlehrer und Förderlehrerinnen 
bei der Regierung aufbewahrt.

5.2 Zur Beratung des Förderlehreranwärters oder der 
Förderlehreranwärterin führt der Seminarleiter oder 
die Seminarleiterin Unterrichtsbesuche durch. Im 
zweiten Jahr des Vorbereitungsdienstes sind bis zum 
Zeitpunkt der Ankündigung des praktischen Teils 
der Prüfung mindestens zwei Beratungsbesuche 
durchzuführen. Die Festlegungen und Beratungsin-
halte bei Schulbesuchen werden im Seminarbogen 
festgehalten.

6. Sprecher oder Sprecherin der Förderlehreranwär-
ter oder Förderlehreranwärterinnen

6.1 Die Förderlehreranwärter und Förderlehreranwär-
terinnen eines Seminars wählen aus ihrer Mitte 
mit einfacher Stimmenmehrheit für die Dauer eines 
Seminarjahres einen Seminarsprecher oder eine 

 Seminarsprecherin und einen Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin.

6.2 Die Wahlen werden jeweils innerhalb der ersten 
sechs Wochen nach Beginn des Schuljahres ab-
gehalten. Sie erfolgen schriftlich und geheim. Die 
Wahlen sind nur zulässig, wenn mindestens drei 
Viertel der Wahlberechtigten anwesend sind. Eine 
Abwahl ist nur einmal während eines Seminarjah-
res und mit mindestens zwei Drittel Mehrheit der 
Wahlberechtigten zulässig. Rücktritt oder Abwahl 
bedingen eine Neuwahl innerhalb von vier Wochen.

7.	 Besondere	Verpflichtungen	des	Förderlehreran-
wärters oder der Förderlehreranwärterin

7.1 Jeder Seminarteilnehmer und jede Seminarteil-
nehmerin hat sich in angemessener Weise auf die 
Seminartage vorzubereiten. Der Seminarteilneh-
mer oder die Seminarteilnehmerin erstellt über jede 
 Unterrichtswoche einen Tätigkeitsnachweis in Form 
eines Wochenplans. Dieser ist dem zuständigen 
 Seminarleiter oder der Seminarleiterin bei Schul-
besuchen vorzulegen. Am Ende des Seminarjahres 
stellt der Seminarleiter oder die Seminarleiterin im 
Seminarbogen aktenkundig fest, ob der Tätigkeits-
nachweis ordnungsgemäß geführt worden ist.

7.2 Die abzuleistenden Hospitationsstunden sind vor 
allem in den Klassen abzuleisten, aus denen sich 
die Fördergruppen zusammensetzen. Im Rahmen 
der Hospitation kann bis zu drei Unterrichtsstunden 
eigenverantwortlich hospitiert werden. Über die ord-
nungsgemäße Durchführung der Hospitation führt 
der Seminarteilnehmer oder die Seminarteilneh-
merin einen Hospitationsnachweis. Er dient dem 
Seminarleiter oder der Seminarleiterin am Ende des 
Schuljahres als Grundlage für einen Vermerk im Se-
minarbogen über die ordnungsgemäße Ableistung 
der Hospitation.

7.3 Die Förderlehreranwärter und Förderlehreranwär-
terinnen fertigen im ersten Seminarjahr drei, im 
zweiten Seminarjahr zwei besondere Unterrichts-
vorbereitungen an. In diesen Arbeiten sind jeweils 
drei Fördereinheiten bzw. Unterrichtseinheiten mit 
Differenzierungsgruppen in Kooperation mit Lehr-
kräften (s. Dienstanweisung für den Einsatz von 
Förderlehrern an Volksschulen und Förderschulen,  
KMBek vom 18. August 1998 (KWMBl I S. 464) 
Punkt 2.1) darzustellen. Die schriftlichen Darstel-
lungen werden in Anwesenheit des Seminarleiters 
oder der Seminarleiterin praktisch erprobt.

Schwerpunkte dieser schriftlichen Darstellung sind:

– Hinweise zur jeweiligen Schülergruppe

– diagnosefundierte Aussagen zu individuellen 
Kompetenzen, auch in den Bereichen Lern-, 
 Arbeits- und Sozialverhalten

– Förderpläne

– Begründung und Ziele der individuellen Förder-
maßnahmen

– Sachanalysen

– Bezüge zum amtlichen Lehrplan und den Bil-
dungsstandards

– didaktisch-methodische Begründung und Darstel-
lung der Fördereinheiten
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7.4 Die Seminarteilnehmer und Seminarteilnehmerin-
nen haben sich nachweislich auf ihren Unterricht 
vorzubereiten. Diese Unterrichtsvorbereitungen 
sind beim Schulbesuch dem Seminarleiter oder der 
 Seminarleiterin vorzulegen.

8. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2013 in 
Kraft.

Elfriede Oh r nb er ger  
Ministerialdirigentin

2230.7-UK

Änderung der Bekanntmachung über die 
	beruflichen	Schulen	mit	überregionalem	

 Einzugsbereich

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 21. Februar 2013 Az.: VII.7-5 H 9001.1-7.373 

Die Bekanntmachung über die beruflichen Schulen mit 
überregionalem Einzugsbereich vom 11. März 2008 
(KWMBl S. 54, StAnz Nr. 14), zuletzt geändert durch 
 Bekanntmachung vom 27. Januar 2012 (KWMBl S. 47, 
StAnz Nr. 10) wird wie folgt geändert:

1. Ergänzungen

Die Bekanntmachung wird um folgende Schulen er-
gänzt:

1.1.19 Berufsfachschule für 
Altenpflege 
Mühldorf  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Mühldorf

1.1.20 Berufsfachschule für 
Altenpflege 
Eichstätt 
(1. August 2012)

Landkreis 
 Eichstätt

1.1.21 Berufsfachschule für 
Altenpflegehilfe
Eichstätt 
(1. August 2012)

Landkreis 
 Eichstätt

1.1.22 Berufsfachschule für 
Ergotherapie 
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München

1.1.23 Berufsfachschule für 
 Kinderkrankenpflege
München  
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München

1.1.24 Berufsfachschule für 
Krankenpflegehilfe 
Erding  
(1. August 2012)

Landkreis Erding

1.2.29 Staatliche Fachschule  
für Blumenkunst 
Weihenstephan  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Freising

1.2.30 Staatliche Fachschule  
für Holztechnik 
Rosenheim  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Rosenheim

1.2.31 Städtische Fachschule für 
Fahrzeugtechnik  
und Elektromobilität 
− Technikerschule 
 München –  
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München

1.2.32 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Kunststofftechnik und 
Faserverbundtechnologie 
Wasserburg am Inn  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Rosenheim

1.2.33 Staatliche Fachschule  
für Umweltschutztech-
nik und regenerative 
 Energien Altötting  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Altötting

1.2.34 Städtische Fachschule  
für Augenoptik 
München  
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München

2.2.09 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Fahrzeugtechnik und 
Elektromobilität 
 Deggendorf  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Deggendorf

2.2.10 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Maschinenbautechnik 
Passau  
(1. August 2012)

Berufsschul-
verband Passau

4.2.12 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Fahrzeugtechnik und 
Elektromobilität 
Bayreuth  
(1. August 2012)

Stadt Bayreuth

4.2.13 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Maschinenbautechnik 
Coburg  
(1. August 2012)

Stadt Coburg

4.4.01 Staatl. Berufsoberschule 
Bamberg 
Ausbildungsrichtung 
Sozialwesen 
13. Jgst.  
(1. August 2012)

Stadt Bamberg
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4.4.02 Staatl. Berufsoberschule 
Hof 
Ausbildungsrichtung 
Sozialwesen  
13. Jgst.  
(1. August 2012)

Stadt Hof

5.2.06 Städtische Rudolf-Diesel-
Fachschule  
Fachschule für Techniker 
Fachrichtung Bautechnik  
(1. August 2012)

Stadt Nürnberg

5.2.07 Städtische Rudolf-Diesel-
Fachschule  
Fachschule für Techniker 
Fachrichtung 
 Mechatroniktechnik  
(1. August 2012)

Stadt Nürnberg

5.2.08 Fachschule für Fahr-
zeugtechnik und 
 Elektro mobilität Roth  
(1. August 2012)

Landkreis Roth

5.2.09 Fachschule für Um-
weltschutztechnik und 
 regenerative Energien 
Triesdorf  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Ansbach

5.4.02 Staatl. Berufsoberschule 
Triesdorf 
Ausbildungsrichtung 
Agrarwirtschaft, Bio-  
und Umwelttechnologie  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Ansbach

6.2.08 Städt. Fachschule für 
Techniker am gewerb-
lichen Berufsbildungs-
zentrum I  
(Fachrichtung Heizungs-, 
Lüftungs-, Klimatechnik) 
Würzburg  
(1. August 2012)

Stadt Würzburg

6.2.09 Kommunale Meister-
schule für Schneid-  
und Schleiftechnik 
Bad Neustadt  
a.d. Saale 
(1. August 2012)

Landkreis 
 Rhön-Grabfeld

6.2.11 Staatliche Fachschule  
für Mechatroniktechnik 
Lohr am Main  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Main-Spessart

6.2.12 Staatliche Fachschule  
für Fahrzeugtechnik  
und Elektromobilität 
Bad Neustadt a.d. Saale  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Rhön-Grabfeld

6.2.13 Staatliche Fachschule  
für das Hotel- und Gast-
stättengewerbe 
Bad Kissingen  
(1. August 2012) 

Landkreis  
Bad Kissingen

7.2.03 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Kunststofftechnik und 
Faserverbundtechnologie 
Donauwörth  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Donau-Ries

7.2.04 Staatliche Fachschule 
(Technikerschule) für 
Umweltschutztechnik  
und regenerative Ener-
gien Höchstädt a.d. Donau  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Dillingen  
a.d. Donau

2. Streichungen

Folgende Schulen werden aus der Bekanntmachung 
gestrichen:

1.3.08 Fachakademie für 
 Augenoptik 
München  
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München

1.3.09 Staatl. Fachakademie  
für Sozialpädagogik 
Neuburg a.d. Donau  
(1. August 2012) 

Landkreis 
 Neuburg  
a.d. Donau

1.3.10 Staatl. Fachakademie  
für Sozialpädagogik 
 Miesbach  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Miesbach

3.5.02 Staatl. Fachoberschule  
Neumarkt i.d. Opf.  
− Ausbildungsrichtungen 
Sozialwesen, Technik und 
Wirtschaft −  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Neumarkt  
i.d. Opf.  

3. Berichtigungen

1.2.02 Technikerschule der  
Stadt Ingolstadt 
Fachschule für Elektro-, 
Maschinenbau-, Mecha-
tronik-, Informatik- und 
Fahrzeugtechnik und 
Elektromobilität  
(1. August 2012)

Stadt Ingolstadt

1.2.24 Technikerschule der 
 Landeshauptstadt 
 München 
Fachschule für Maschi-
nenbau-, Metallbau-, 
Informatik- und Elektro-
technik  
(1. August 2012)

Landeshauptstadt 
München
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2.4.01 Staatl. Berufsoberschule  
Landshut/Schönbrunn
− Ausbildungsrichtung 
Agrarwirtschaft,  
Bio- und Umwelttechno-
logie −  
(1. August 2012)

Bezirk 
 Niederbayern

2.5.01 Staatl. Fachoberschule 
Landshut/Schönbrunn 
− Ausbildungsrichtung 
Agrarwirtschaft,  
Bio- und Umwelttech-
nologie −  
(1. August 2012)

Bezirk 
 Niederbayern

5.3.03 Städtische Fachakade-
mie für Ernährungs- und 
 Versorgungsmanagement 
(1. August 2012) 

Stadt Nürnberg

5.5.01 Staatl. Fachoberschule 
Triesdorf 
− Ausbildungsrichtung 
Agrarwirtschaft,  
Bio- und Umwelttech-
nologie −  
(1. August 2012)

Landkreis 
 Ansbach

5.5.02 Staatl. Fachoberschule 
Nürnberg 
− Ausbildungsrichtung 
Gestaltung −  
Jgst. 12 und 13 

(1. August 2012)

Stadt Nürnberg

6.1.06 Städt. Berufsfachschu-
le für Ernährung und 
 Versorgung Würzburg  
(1. August 2012)

Stadt Würzburg

6.3.01 Städt. Fachakademie  
für Ernährungs- und 
 Versorgungsmanagement 
Würzburg  
(1. August 2012)

Stadt Würzburg

7.1.04 Berufsfachschule für 
 Musik Krumbach 
(1. August 2012)

Berufsfachschule  
für Musik 
 Krumbach,  
Gemeinnützige  
Schulträger 
GmbH

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor

2220.4-UK

Orden und kirchliche Vereinigungen  
mit der Eigenschaft einer Körperschaft  

des öffentlichen Rechts

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 22. Februar 2013 Az.: I.4-5 K 5181.1-5b.16 208

Das Studienkolleg der Steyler Missionare zum hl. Papst 
Pius X. mit Sitz in München, das in Bayern die Eigen-
schaft einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besaß, 
wurde zum 1. Januar 2013 in die Gesellschaft des Gött-
lichen Wortes in Bayern – KdöR mit Sitz in Tirschenreuth 
aufgenommen. Das Studienkolleg der Steyler Missionare 
zum hl. Papst Pius X. hat damit die Rechtsfähigkeit und die 
Stellung als Körperschaft des öffentlichen Rechts verloren.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor
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